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1. 10. Änderungssatzung vom 06.04.2016 zur Hauptsatzung der Stadt Emmerich am 
Rhein vom 05.06.2001 

Aufgrund § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S. 666 ff), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Beschleunigung der 
Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher 
Vorschriften vom 25. Juni 2015 (GV.NRW.S. 496), in Kraft getreten am 04.07.2015, hat der 
Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 05.04.2016 folgende  
10. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom 05.06.2001 
beschlossen: 
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Artikel I 

§ 8a (Dringlichkeitsentscheidungen) wird wie folgt neu eingefügt: 

Dringlichkeitsentscheidungen des Haupt- und Finanzausschusses oder des Bürgermeisters 
mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) bedürfen der Schriftform. 
Die Mitglieder des Rates sind unmittelbar nach einer dringlichen Entscheidung im Sinne des
§ 60 Abs. 1 GO NRW durch Übermittlung des gefassten Beschlusses zu informieren. Gleiches 
für die Mitglieder des entscheidungsbefugten Ausschusses im Falle einer dringlichen 
Entscheidung im Sinne des § 60 Abs. 2 GO NRW. 

§ 15 (Führungspositionen auf Probe) wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Ein Amt mit leitender Funktion wird im Beamtenbereich gemäß § 22 LBG NRW zunächst
im Beamtenverhältnis auf Probe zu übertragen. Ämter im Sinne des Satzes 1 sind die
Ämter der Leiter von Organisationseinheiten, die dem Hauptverwaltungsbeamten oder 
einem anderen Wahlbeamten oder diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren 
Beschäftigten unmittelbar unterstehen. Die regelmäßige Probezeit beträgt 2 Jahre. Die 
oberste Dienstbehörde kann eine Verkürzung der Probezeit zulassen; die 
Mindestprobezeit beträgt ein Jahr. 

(2) Bei tariflich Beschäftigten können Führungspositionen gemäß § 31 TVöD zur Erprobung 
zunächst vorübergehend bis zu einer Dauer von 2 Jahren übertragen werden. 
Führungspositionen sind ab Entgeltgruppe 10 zugewiesene Tätigkeiten mit 
Leitungsbefugnis.  

Artikel II 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung
Die 10. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom 06.04.2016 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 06.04.2016 

Peter Hinze 
Bürgermeister 
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2. 	 Satzung der Stadt Emmerich am Rhein  
über die weitere Verlängerung der Geltungsdauer der bestehenden 

Veränderungssperre für den Bereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 
E 12/2 -Weseler Straße / Südost- vom 13.04.2016 

Aufgrund der §§ 14, 16, 17 Abs. 1 Satz 3 und 17 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) sowie der §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in 
seiner Sitzung am 05.04.2016 die folgende weitere Verlängerung der Geltungsdauer der 
bestehenden Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 

§ 1 

Für das im § 2 bezeichnete Gebiet hat der für die Bauleitplanung zuständige Ausschuss für 
Stadtentwicklung des Rates der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 09.04.2013 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 12/2 -Weseler Straße / Südost- beschlossen. 

Zur weiteren Sicherung der Planung wird die Geltungsdauer der bestehenden 
Veränderungssperre gemäß § 17 Abs. 2 BauGB um ein weiteres Jahr verlängert. 

§ 2 

(1) Der von der Veränderungssperre betroffene Planbereich umfasst das Verfahrensgebiet  
      des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. E 12/2 -Weseler Straße / Südost-.  
      Die Grenzen des Verfahrensgebietes werden gebildet 

•	 im Westen durch die östliche Straßengrenze der Weseler Straße (L 90), 

•	 im Norden durch die südliche Grenze des Entwässerungsgrabens auf der Südseite 
der Netterdensche Straße sowie die nordöstliche Grenze des Weges „Vorwerk“, 

•	 im Osten durch die Gewässer „Tote Landwehr“ und „Löwenberger Landwehr“ 

•	 im Süden durch die Nordseite der Eisenbahnlinie Oberhausen - Arnheim. 

Das Verfahrensgebiet umfasst die Grundstücke  

Gemarkung Emmerich, Flur 12, Flurstücke	 46, 67, 75 bis 77, 86 bis 88, 93, 102, 
103, 105, 106, 604 

Gemarkung Emmerich, Flur 13, Flurstücke	 48 bis 57, 86, 186, 187, 252, 272 bis 
274, 309, 310, 358 bis 361, 414, 
415, 499, 500, 502, 515, 516, 532 
bis 537, 553, 559, 

Gemarkung Klein-Netterden, Flur 7, Flurstück 	 56. 

(2) Der räumliche Geltungsbereich 	der Veränderungssperre ist in der nachfolgenden 
Planskizze mit einer Strichlinie kenntlich gemacht. 
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§ 3 

(1) 	 In dem von der Veränderungssperre betroffenen Planbereich dürfen nach § 14 Abs. 1 
BauGB 
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a) 	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden, 

b) 	 erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs­
oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) 	 Ausnahmen von der Veränderungssperre können nach § 14 Abs. 2 BauGB 
zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange dem Vorhaben nicht 
entgegen stehen. Die Entscheidung über die Ausnahme trifft die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

(3) 	 Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 
worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechtes Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 

Hinweise 

Gemäß § 18 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird auf folgende Bestimmungen hingewiesen: 

Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den Betroffenen 
für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. 

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in § 18 Abs. 1 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der 
Gemeinde Emmerich am Rhein beantragt (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB). Auf die 
Vorschrift des § 44 Abs. 4 i.V.m. § 18 Abs. 3 Satz 1 BauGB zum Erlöschen des 
Entschädigungsanspruchs wird hingewiesen. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung der Stadt Emmerich am Rhein über die weitere Verlängerung der 
Geltungsdauer der bestehenden Veränderungssperre für den Bereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes E 12/2 -Weseler Straße / Südost- vom 13.04.2016 wird hiermit 
gemäß § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der derzeitig gültigen 
Änderungsfassung öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

- 5 -




Emmericher Amtsblatt – Ausgabe 7 – Jahrgang 2016 – vom 18. April 2016 

d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, 13.04.2016 
Der Bürgermeister 

Peter Hinze 

3. 	 9. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr.  E 11/1 -Spillingscher Weg /  
Gewerbegebiet Ost-;  
hier: Inkraftsetzung gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch 

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 05.04.2016 den Entwurf 
der nach den Bestimmungen des § 13 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführten 9. 
vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 11/1 -Spillingscher Weg / 
Gewerbegebiet Ost- mit der Begründung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung 
beschlossen. Durch diese Änderung wird der Bebauungsplan Nr. E 11/1 -Spillingscher 
Weg / Gewerbegebiet Ost- dahin gehend geändert, dass 

a) 	 die Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche auf der südlichen Teilfläche des 
Grundstückes Marie-Curie-Straße 12, Gemarkung Emmerich, Flur 11, Flurstück 422 
umgewandelt und dem östlich angrenzenden Industriegebiet (GI) Nr. 2 mit einer 
Grundflächenzahl GRZ=0,8 und einer Baumassenzahl BMZ=6,0 zugeschlagen wird, 

b) 	 eine Teilfläche der öffentlichen Grünfläche am Bärensackerweg betreffend Grundstück 
Gemarkung Emmerich, Flur 11, Flurstück 512 umgewandelt und ebenfalls dem 
Industriegebiet (GI) Nr. 2 mit einer Grundflächenzahl GRZ=0,8 und einer 
Baumassenzahl BMZ=6,0 zugeschlagen wird,  

c) die als GI-Gebiete festgesetzten beiden Teilflächen der Grundstückes Gemarkung 
Emmerich, Flur 11, Flurstück 512 in Öffentliche Grünfläche der Zweckbestimmung 
„Abpflanzung mit integriertem Rad- und Fußweg“ umgewandelt werden, 

d) 	 die überbaubare Fläche auf dem Grundstück Max-Planck-Str. 6, Gemarkung 
Emmerich, Flur 11, Flurstück 326 der bestehenden südlichen Grundstücksgrenze 
angepasst wird. 

Der von der Änderung betroffene Bebauungsplanbereich ist in der nachstehenden Planskizze 
gekennzeichnet. 
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Der geänderte Bebauungsplan Nr. E 11/1 -Spillingscher Weg / Gewerbegebiet Ost- liegt mit 
seiner Begründung im Rathaus der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 ­
Stadtentwicklung-, Zimmer 216 während der Sprechzeiten (montags bis mittwochs und 
freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) zu
jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

Hinweise: 

1) 	 Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 u. 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diese Bebauungsplanänderung und über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

2) 	 Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Satzungsänderung schriftlich gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 ­
Stadtentwicklung-, geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

3) 	 Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) 	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 


b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 9. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr.  E 
11/1 -Spillingscher Weg / Gewerbegebiet Ost- in Kraft. 

Emmerich am Rhein, 08.04.2016 
Der Bürgermeister 

Peter Hinze 

4. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Arshad Ahmadzai           

Der Bußgeldbescheid vom 13.05.2015 Aktenzeichen:  091316765 

An 
Herrn 
Arshad Ahmadzai 
geb. am 22.05.1992 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Keizershof 134 
6834 DL Arnhem 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises (Reisepass), 
abgeholt oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 16.02.2016 
Im Auftrag 
gez. 
Runge 
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5. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Turhan Günes   

Der Bußgeldbescheid vom 29.04.2015 Aktenzeichen:  091304287 

An 
Herrn 
Turhan Günes 
geb. am 18.01.1978 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Engelenburgstraat 26 
6825 KP Arnhem 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises (Reisepass), 
abgeholt oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 16.02.2016 
Im Auftrag 

gez. Runge 
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